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Einleitung 

In neuerer Zeit hatte sich der Bundesgerichtshof als Revisionsinstanz in 
zahlreichen Entscheidungen mit der Frage der Rechtmäßigkeit der Ablehnung 
eines Beweisantrages wegen Unerreichbarkeit des Beweismittels zu beschäfti-
gen. Nach Ansicht des Vorsitzenden Richters am Bundesgerichtshof Herdegen 
(geäußert in NStZ 1984, 97 ff., 99) hat dieser Ablehnungsgrund "in den letzten 
Jahren eine Aktualisierung erfahren, die es rechtfertigt, ihn an die Spitze der 
Erörterung der in der Praxis wichtigsten Ablehnungsgründe zu stellen". 

Vorrangiges Ziel dieser Arbeit ist es nicht, eine grundsätzliche Untersuchung 
über den Beweisantrag vorzulegen, sondern speziell den Ablehnungsgrund der 
Unerreichbarkeit des Beweismittels zu durchleuchten. Da aber die Entwicklung 
der Ablehnungsgründe eng verknüpft ist mit der Entwicklung des Beweisan-
tragsrechts, kann sich die vorliegende Untersuchung nicht losgelöst allein mit 
dem Ablehnungsgrund der Unerreichbarkeit beschäftigen, da sie gleichsam in 
die übergeordnete Problematik des Beweisantragsrechts eingebettet ist. 

Da die heutige Regelung in § 244 Abs. 3 StPO das Ergebnis einer über 
100jährigen Auseinandersetzung ist,ja die geschichtlichen Wurzeln noch weiter 
zurückgreifen, soll ein Schwerpunkt der Arbeit in der Aufarbeitung der 
geschichtlichen Entwicklung des Beweisantragsrechts im allgemeinen und des 
Ablehnungsgrundes der Unerreichbarkeit des Beweismittels im besonderen 
liegen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit liegt wegen seiner besonderen Tragweite 
und Aktualität in der Beschäftigung mit den Aspekten der Unerreichbarkeit des 
Beweismittels aufgrund behördlichen Verhaltens (V-Mann Problematik). 

2 Hoffmann 





1. Te i I 

Begriffsbestimmung 

1. Abschnitt 

Der Begriff des Beweisantrags 

I. Problemstellung 

Der Angeklagte beantragte in der Hauptverhandlung "zwei ihm dem Namen 
nach unbekannte Zeugen zu vernehmen, nämlich einen etwa dreißigjährigen, 
kinderlos verheirateten Arbeiter zu K. mit blondem Vollbart, welchem an einem 
Fuß die Zehen fehlten, und einem etwa achtzehn Jahre alten Ochsenjungen im 
Gasthof[Zur halben Meile] bei H. "1. Würde heute ein Gericht mit einem solchen 
Antrag konfrontiert, stünde das Gericht zunächst vor der Frage, ob es sich dabei 
überhaupt um einen Beweisantrag im Sinne des § 244 Abs. 32 handelte, denn nur 
in diesem Fall bedürfte es gern. § 244 Abs. 6 zur Ablehnung eines Gerichtsbe-
schlusses, und der Antrag wäre nur aus den in § 244 Abs. 3 genannten Gründen 
ablehnbar, beispielsweise wegen Unerreichbarkeit des Beweismittels, da die 
Auffassung denkbar wäre, die Zeugen seien anhand der gemachten Angaben 
nicht zu ennitteln und daher unerreichbar. Handelte es sich dagegen um einen 
bloßen sogenannten Beweisennittlungsantrag3 , bedürfte er keiner förmlichen 
Bescheidung4 , sondern das Gericht hätte allenfalls zu erwägen, ob die Amtsauf-
klärungspflicht gern. § 244 Abs. 2 es geböte, über diese Zeugen Nachforschun-
gen anzustellen. Nur im ersteren Fall wäre der Problemkreis dieser Untersu-
chung tangiert, im Fall der Annahme eines Beweisennittlungsantrages dagegen 
nicht. Schon dieses Beispiel aus der älteren Rechtsprechung des Reichsgerichts 
zeigt, wie notwendig zu Beginn dieser Untersuchung eine Klärung des Begriffs 

1 RG Urt. v. 2. Juli 1886 Rep. 1611/86, zitiert nach RG GA 38 (1891) 60,61 Fn. 1). 
2 Paragraphen ohne nähere Angabe sind solche der StPO i. d. F. der Bekanntmachung 

vorn 7. April 1987 (BG BI. I S. 1074). 
3 Darunter ist ein Antrag zu verstehen, mit dem der Antragsteller zwar vorn Gericht 

eine Beweiserhebung begehrt, in dem aber das Beweismittel oder die Beweistatsache nicht 
genügend bestimmt ist. V gl. Bergmann, Beweisanregung, a. a. 0., S. 6. Diese Bezeichnung 
ist treffend, da ein solcher Antrag nicht unmittelbar die Erhebung des Beweises, sondern 
zunächst die Ermittlung von Beweistatsachen oder Beweismitteln erstrebt. V gl. dazu auch 
Alsberg/Nüse/Meyer, Beweisantrag, a.a.O. S. 75ff. m.w.N. 

4 So nach feststehender Rspr. und h. M. vgl. BGHSt 6,128,129; MDR 80, 987; NStZ 
1982, 296, 297; Düsseldorf VRS 64, 216, 219; Dahs, Handbuch, a.a.O., Rn. 577; 
Sarstedt/ Hamm, Revision, a. a. O. Rn. 277; a. A. Schulz, GA 1981, 301 ff.; Bergmann 
MDR 1976, 888, 892. 

2* 


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	Teil 1: Begriffsbestimmung
	1. Abschnitt: Der Begriff des Beweisantrags
	I. Problemstellung



